
Lohngerechtigkeit:  
Gleicher Lohn für gleiche und 
gleichwertige Arbeit von Frauen  
und Männern 
 

Stand: 11.01.2017 

(Gesetz zur Förderung der Transparenz von Entgeltstrukturen) 
 



Bekämpfung der Lohnlücke von 21% 

Verbesserung der 
Vereinbarkeit  
von Familie und 
Beruf (Kita-Ausbau, 
ElterngeldPlus) 

Einführung des 
Mindestlohns 
(Bundesministerium 
für Arbeit  
und Soziales) 

Lohngerechtigkeit 
(Gesetz zur 
Förderung der 
Transparenz von 
Entgeltstrukturen) 

Rückkehrrecht von 
Teilzeit auf Vollzeit 
(Bundesministerium 
für Arbeit  
und Soziales) 

Gesetz zur gleich-
berechtigten  
Teilhabe von Frauen 
und Männern in 
Führungspositionen 

Aufwertung sozialer 
Berufe z.B. durch das 
Pflegeberufegesetz 
 
  



Eine	Gruppenleiterin	hat	mehrfach	um			1	
Gehaltserhöhungen	gebeten	und	ist	immer	
abgewiesen	worden.	Sie	erfährt,	dass	die	
männlichen	Gruppenleiter	mindestens	das	
verdienen,	was	sie	gefordert	hat.		

Arbeitnehmerin	

Betriebsrat	

Arbeitgeber	

4			Der	Arbeitgeber	stellt	die	
erforderlichen	Unterlagen	zur	

Verfügung	und	gewährt	Einblick	in	
die	Lohn-	und	Gehaltslisten	

Der	Betriebsrat	informiert	den	Arbeitgeber			3		
über	das	eingegangene	AuskunGsverlangen	und	
fordert	die	erforderlichen	Unterlagen	an.	

Die	Gruppenleiterin	wendet	sich	an			2		
den	Betriebsrat	und	verlangt	AuskunG	
über	eine	konkrete	VergleichstäHgkeit.	

5		Der	Betriebsrat	prüG	die	
GleichwerHgkeit	der	Vergleichs-

täHgkeit	und	berechnet	das	
Medianeinkommen	der	sieben	

männlichen	Gruppenleiter.		
Er	informiert	die	Arbeitnehmerin.			

6		Die	AuskunG	zeigt	ihr,	dass	sie	eine	
gleichwerHge	TäHgkeit	ausübt	und	
dass	ihr	Entgelt	deutlich	unter	dem	
der	männlichen	Gruppenleiter	liegt.			

7			Sie	wendet	sich	mit	dem	Ergebnis	
an	den	Arbeitgeber	und	biKet	um	eine	

benachteiligungsfreie	Bezahlung.	

Beispiel zum individuellen Auskunftsanspruch: Die Gruppenleiterin   



Die Säulen des Lohngerechtigkeitsgesetzes 
(Gesetz zur Förderung der Transparenz von Entgeltstrukturen) 

 

Prinzip „Gleicher Lohn 
für gleiche und 
gleichwertige Arbeit“ 
wird festgeschrieben  
und verankert 

 

 

 

 

 

Individueller  
Auskunftsanspruch 
 
 

– in Betrieben  
   mit mehr als  
   200 Beschäftigten 
 
– für 14 Mio. Beschäftigte  

 

Berichtsplicht zur Gleich-
stellung und 
Entgeltgleichheit 
 

– für Arbeitgeber  
   mit mehr als  
   500 Beschäftigten  
   (wenn lageberichts- 
   pflichtig) 
 
– für ca. 4.000 
   Kapitalgesellschaften 

 

Aufforderung zur 
Durchführung von 
Prüfverfahren 

 

– richtet sich an 
   Arbeitgeber mit mehr  
   als 500 Beschäftigten 
 
– betrifft 6.300 
   Unternehmen 


